	Kurkosten (§ 33 EStG)


I.
Rechtliche Grundlagen

Nach § 33 EStG gehören Kurkosten zu den außergewöhnlichen Belastungen, sofern es sich um Aufwendungen handelt, die zur Heilung oder Linderung einer Krankheit nachweislich erforderlich sind und eine andere Behandlung nicht oder kaum erfolgversprechend erscheint.

Diese Voraussetzungen müssen dabei i.d.R. durch ein amtsärztliches Attest nachgewiesen werden, das vor Antritt der Kurmaßnahme ausgestellt worden ist. Auf das amtsärztliche Attest kann nur dann verzichtet werden, wenn die gesetzliche Krankenkasse die Notwendigkeitsprüfung vorgenommen und positiv beschieden hat oder die Kur auf Kosten der deutschen Rentenversicherung erfolgt. Von einer positiven Notwendigkeitsprüfung kann i.d.R. ausgegangen werden, wenn die gesetzliche Krankenkasse einen Zuschuss zu den Kosten für Unterkunft und Verpflegung gewährt hat. Zahlungen der Krankenkasse für ärztliche Behandlungen, Anwendungen und Arzneimittel sind als Nachweis nicht geeignet.

Die Notwendigkeit der Überprüfung und Befürwortung einer Kurmaßnahme durch den medizinischen Dienst der Krankenversicherung entfällt in den Fällen, in denen eine solche Prüfung nach Entscheidung der Spitzenverbände der Krankenkassen nach Indikation und Personenkreis nicht nötig erscheint. Nicht erstattete Aufwendungen des Mandanten für solche Kuranwendungen sind daher ebenfalls als außergewöhnliche Belastung anzuerkennen (FG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 12.09.1996, DStRE 1997, 674).

Die steuerliche Berücksichtigung einer Kur setzt grundsätzlich voraus, dass sich der Mandant am Kurort in ärztliche Behandlung begeben hat. Eine Ausnahme gilt hier nur für solche Kurmaßnahmen, die ohne ärztliche Betreuung durchgeführt werden können. Hierzu zählt nach derzeitiger Auffassung lediglich die Behandlung von Neurodermitis und von Schuppenflechte. 

Die Unterbringung während einer Kur sollte i.d.R. in einem Sanatorium erfolgen. Allerdings können auch Privatpensionen und Hotels ohne Schaden für die steuerliche Beurteilung gebucht werden, wenn die bereits geforderte ärztliche Behandlung vor Ort erfolgt. Die Finanzverwaltung reagiert i.d.R. negativ, wenn das Quartier über ein Reisebüro gebucht wird, es sich also um eine typische Urlaubsunterkunft handelt.

Die Kosten einer Nachkur können steuerlich nicht berücksichtigt werden. Eine Ausnahme gilt nur dann, wenn die Nachkur ebenfalls im Rahmen einer sanatoriumsähnlichen Einrichtung unter ärztlicher Aufsicht durchgeführt wird (BFH, Urt. v. 04.10.1968, BStBl II 1969, 179).

Kinderkuren müssen i.d.R. in einem Kinderheim durchgeführt werden. Davon kann nur abgesehen werden, wenn in der vor Kurantritt erteilten amtsärztlichen Bescheinigung ausdrück​lich be​stätigt wird, dass und aus welchen Gründen eine Unterbringung außerhalb eines Kinder​heims zweckdienlich ist und dass durch diese Unterbringung der Kurerfolg nicht gefährdet wird (BFH, Urt. v. 02.04.1998, BStBl II, 613).

Besuchsreisen von Angehörigen zum Kurort erfüllen die steuerlichen Voraussetzungen an eine Berücksichtigung als außergewöhnliche Belastung nicht, da es sich nicht um zwangsläufige Aufwendungen handelt.

Die Berücksichtigung der Kosten einer Begleitperson während einer medizinisch indizierten Kur als außergewöhnliche Belastung setzt grundsätzlich voraus, dass die krankheits- oder altersbedingte Notwendigkeit der Begleitung durch ein vor Reiseantritt eingeholtes amtsärztliches Gutachten oder eine andere, diesem gleichzustellende Bescheinigung nachgewiesen wird (BFH, Urt. v. 17.12.1997, BStBl II 1998, 298).

II.
Berechnungshilfe

Berechnungsbogen (kann als Anlage zur Steuererklärung benutzt werden)
Steuerpflichtiger:      
Steuernummer:      
Kurkosten

Kurmaßnahme vom       bis       in      

Rehabilitationsmaßnahme 


Badekur


sonstige Kurmaßnahme

Nachweis der Notwendigkeit erbracht durch

     
Amtsärztliches Attest vom  (vor Durchführung der Maßnahme)

     
Kostenübernahme durch die  deutsche Rentenversicherung (Bescheid v. )

     
Kostenübernahme durch die Krankenkasse (Bescheid v. )

Entstandene Kosten
	Kostenart
	bei eigener Kostenübernahme
	bei Kostenübernahme durch Träger

	Eigenanteil
Tage x       €
	
	      €

	Unterkunft
	      €
	

	Verpflegung
	+       €
	

	Haushaltsersparnis
Tage x       €
(1/5 der Verpflegungskosten)
	–       €
	

	Arzt- und Behandlungskosten
	+       €
	

	Pauschaler Verpflegungsmehraufwand

      Tage x 5,60 € (20 % v. 28,00 €)
         ab VZ 2024: 6,40 € (20 % v. 32,00 €)     
	
	+       €

	Fahrtkosten (öffentliche Verkehrsmittel)
	+       €
	+       €

	Fahrtkosten eigener Pkw (nur in Ausnahmefällen)
      km x 0,30 € 
	+       €
	+       €

	Erstattung durch den Träger
	
	–       €

	Gesamtkosten
	=       €
	=       €

	Erstattungen Dritter (KrK, Beihilfe etc.)
	–       € 
	

	Steuerlich abzugsfähig
	=       € 
	=       €
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